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KURZE BEGRÜNDUNG

Bedarf es einheitlicher Bedingungen für die Durchführung der verbindlichen Rechtsakte der 
Europäischen Union und werden der Kommission Durchführungsbefugnisse übertragen, 
kontrollieren laut Artikel 291 AEUV allein die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse der Kommission. Zu diesem Zweck legen das Europäische 
Parlament und der Rat im Voraus im Wege einer Verordnung, die gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren erlassen wird, die Regeln und allgemeinen Grundsätze fest, nach 
denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die 
Kommission kontrollieren. Artikel 291 AEUV ist klar: nur die Mitgliedstaaten sollten die 
Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren. Dies 
bedeutet nicht, dass dem Parlament keine Möglichkeit bleibt, zu intervenieren, sollte die 
Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission die Absicht des 
Gesetzgebers unterlaufen. Das Parlament behält nämlich die Möglichkeit, der Kommission 
zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens im Vorfeld der Annahme von Durchführungsmaßnahmen 
oder nach Vollendung dieses Prozesses Anmerkungen vorzulegen, und es kann auch zu jedem 
Zeitpunkt eine Entschließung annehmen, in der es die Kommission auf potenzielle Probleme 
in Bezug auf Entwürfen von Durchführungsmaßnahmen aufmerksam macht, obwohl im Text 
des Kommissionsvorschlags kein ausdrücklicher Hinweis enthalten ist. Ebenso kann das 
Parlament, wie die Rechtssache C-403/05 vor dem EuGH1 zeigt, in Fällen, in denen die 
Kommission die Anmerkungen und Anliegen des Parlaments nicht gebührend 
berücksichtigen sollte, immer eine Nichtigkeitsklage vor dem Gerichtshof der 
Europäischen Union einreichen, wenn es der Auffassung ist, dass die Kommission ihre
Durchführungsbestimmungen überschritten hat. Die Vorrechte des Parlaments als 
Mitgesetzgeber  blieben davon völlig unberührt. Es ist jedoch von größter Bedeutung, dass 
das Parlament in der Lage ist, seine Vorrechte vollständig und rechtzeitig wahrzunehmen, und 
dass die Kommission das Parlament über alle Maßnahmenentwürfe, geänderten Fassungen 
von Maßnahmenentwürfen und den endgültigen Entwurf der Maßnahmen informiert, die sie 
gemäß Artikel 291 erlassen will. Daher sollte die Kommission, sobald diese 
Maßnahmenentwürfe, die geänderten Fassungen von Maßnahmenentwürfen oder der 
endgültige Entwurf der Maßnahmen vorliegen, diese förmlich dem Europäischen Parlament 
unterbreiten. Diese Übermittlung sollte zusätzlich zu der Informationspflicht der Kommission 
in Bezug auf die Erteilung von Auskünften im Rahmen des Registers der Komitologie 
erfolgen. Unter Berücksichtigung der Besonderheit und der politischen Brisanz von 
Durchführungsrechtsakten, die im Rahmen der externen Finanzhilfeinstrumente erlassen 
werden, sowie in Übereinstimmung mit der Praxis des Dialogs über die demokratische 
Kontrolle sollte das Parlament schließlich die Möglichkeit haben, zu dem Verfahren zur 
Festlegung des Inhalts von Entwürfen der Durchführungsrechtsakte, die im Rahmen der 
externen Finanzhilfeinstrumente erlassen werden sollen, beizutragen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Rechtsausschuss, 
folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

                                               
1 ABl. C 315 vom 22.12.2007, S. 8.
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Die Kommission übermittelt dem 
Europäischen Parlament förmlich die 
Maßnahmenentwürfe, alle geänderten 
Fassungen dieser Maßnahmenentwürfe 
und den endgültigen Entwurf der 
Maßnahmen nach Stellungnahme des 
zuständigen Ausschusses, sobald sie 
vorliegen.

Or. en

Begründung

Die Kommission muss das Parlament unbedingt aktiv über alle Maßnahmenentwürfe, 
geänderten Fassungen der Maßnahmenentwürfe und den endgültigen Entwurf der 
Maßnahmen informieren, die sie gemäß Artikel 291 AEUV annehmen will.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11b) In Bezug auf 
Durchführungsrechtsakte im Rahmen der 
externen Finanzhilfeinstrumente sollte 
die Kommission das Europäische 
Parlament im Vorfeld der Vorlage von 
Entwürfen solcher Rechtsakte oder 
geänderten Fassungen solcher Akte 
konsultieren.

Or. en

Begründung

Unter Berücksichtigung der Besonderheit und der politischen Brisanz von 
Durchführungsrechtsakten, die im Rahmen der externen Finanzhilfeinstrumente erlassen 
werden, sowie in Übereinstimmung mit der Praxis des Dialogs über die demokratische 
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Kontrolle sollte die Kommission das Parlament im Vorfeld der Vorlage von Entwürfen von 
Durchführungsrechtsakten, die im Rahmen der externen Finanzhilfeinstrumente erlassen 
werden sollen, konsultieren.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Das Europäische Parlament und 
der Rat können der Kommission nach 
eigenem Ermessen unabhängig 
voneinander und zu jedem Zeitpunkt des 
Verfahrens Anmerkungen zu den 
Maßnahmenentwürfen, allen geänderten 
Fassungen dieser Maßnahmenentwürfe 
und zu dem endgültigen Entwurf der 
Maßnahmen nach Stellungnahme des 
zuständigen Ausschusses unterbreiten.

Or. en

Begründung

Aus Gründen der Klarheit sollte bekräftigt werden, dass das Parlament und der Rat in ihrer 
Eigenschaft als Mitgesetzgeber unabhängig voneinander und nach eigenem Ermessen immer 
die Möglichkeit behalten, der Kommission zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens im Vorfeld der 
Annahme von Durchführungsrechtsakten Anmerkungen zu unterbreiten.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12b) Das Europäische Parlament und 
der Rat können der Kommission 
unabhängig voneinander Anmerkungen 
zu den Durchführungsmaßnahmen 
unterbreiten, und zwar jederzeit nachdem 
diese erlassen wurden.

Or. en



PE441.196v01-00 6/8 PA\815436DE.doc

DE

Begründung

Aus Gründen der Klarheit sollte bekräftigt werden, dass das Parlament und der Rat in ihrer 
Eigenschaft als Mitgesetzgeber unabhängig voneinander immer die Möglichkeit behalten, der 
Kommission Anmerkungen zu unterbreiten, auch nachdem die Durchführungsmaßnahmen 
erlassen wurden.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 7a
Durchführungsrechtsakte im Rahmen der 

externen Finanzhilfeinstrumente
Wenn die Kommission im Rahmen der 
externen Finanzhilfeinstrumente 
Durchführungsrechtsakte erlässt, 
konsultiert sie das Europäische 
Parlament im Vorfeld der Vorlage von 
Entwürfen solcher Rechtsakte oder von 
geänderten Fassungen dieser Rechtsakte 
mit Blick auf deren Übermittlung an den 
zuständigen Ausschuss zur Abgabe einer 
Stellungnahme gemäß Artikel 4 oder 
Artikel 5.

Or. en

Begründung

Unter Berücksichtigung der Besonderheit und der politischen Brisanz von 
Durchführungsrechtsakten, die im Rahmen der externen Finanzhilfeinstrumente erlassen 
werden, sowie in Übereinstimmung mit der Praxis des Dialogs über die demokratische 
Kontrolle sollte das Parlament die Möglichkeit haben, zu dem Verfahren zur Festlegung des 
Inhalts von Entwürfen von Durchführungsrechtsakten, die im Rahmen der externen 
Finanzhilfeinstrumente erlassen werden sollen, beizutragen.
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Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz -1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

-1a. Die Kommission übermittelt dem 
Europäischen Parlament förmlich die 
Maßnahmenentwürfe, alle geänderten 
Fassungen dieser Maßnahmenentwürfe 
und den endgültigen Entwurf der 
Maßnahmen nach Stellungnahme des 
zuständigen Ausschusses gemäß Artikel 4 
oder Artikel 5, sobald sie vorliegen.

Or. en

Begründung

Die Kommission muss das Parlament unbedingt aktiv über alle Maßnahmenentwürfe, 
geänderten Fassungen der Maßnahmenentwürfe und den endgültigen Entwurf der 
Maßnahmen informieren, die sie gemäß Artikel 291 AEUV annehmen will. Diese 
Informationspflicht besteht zusätzlich zu der Informationspflicht der Kommission über die 
Erteilung von Informationen im Rahmen des Komitologie-Registers.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Kommission führt ein Register der 
Ausschussverfahren, das Folgendes 
enthält:

2. Zusätzlich zur Erfüllung der 
Informationspflicht gemäß Absatz -1a 
führt die Kommission ein Register der 
Ausschussverfahren, das Folgendes 
enthält:

Or. en

Begründung

Die Kommission muss das Parlament unbedingt aktiv über alle Maßnahmenentwürfe, 
geänderten Fassungen der Maßnahmenentwürfe und den endgültigen Entwurf der 
Maßnahmen informieren, die sie gemäß Artikel 291 AEUV annehmen will. Diese 
Informationspflicht sollte auf jeden Fall zusätzlich zu der Informationspflicht der Kommission 
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über die Erteilung von Informationen im Rahmen des Komitologie-Registers bestehen.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Das Europäische Parlament und der Rat 
haben Zugriff auf die in Absatz 1
genannten Angaben.

3. Das Europäische Parlament und der Rat 
haben Zugriff auf die in Absatz 2
genannten Angaben.

Or. en

Begründung

Folge der Änderungsanträge 6 und 7. Die Kommission muss das Parlament unbedingt aktiv 
über alle Maßnahmenentwürfe, geänderten Fassungen der Maßnahmenentwürfe und den 
endgültigen Entwurf der Maßnahmen informieren, die sie gemäß Artikel 291 AEUV 
annehmen will. Diese Informationspflicht sollte auf jeden Fall zusätzlich zu der 
Informationspflicht der Kommission über die Erteilung von Informationen im Rahmen des 
Komitologie-Registers bestehen.


